
1

1

Die Hochwässer und Überschwem-
mungen des August 2002 betrafen 
unter anderem auch das Kamptal und 
setzten für das Leben und Wirtschaf-
ten im Tal gänzlich neue Rahmen-
bedingungen. Vor allem der Hoch-
wasserschutz und die Raum- und 
Landschaftsplanung wurden vor zu-
kunftsweisende Herausforderungen 
gestellt. Aus ökologischer Sicht führte 
dieses Extremereignis zu einer außer-
gewöhnlichen Entwicklung: Während 
an anderen Flüssen Österreichs mit 
großem finanziellen Aufwand zumeist 

klein bis mittelräumig Restrukturie-
rungsmaßnahmen gesetzt werden, um 
die ökologische Funktionsfähigkeit zu 
verbessern und/oder den Retentions-
raum im Sinne des passiven Hochwas-
serschutzes wieder zu erweitern, hat 
der Kamp ehemalige Retentionsräume 
überflutet und Strukturen geschaffen, 
die für diesen Fluss im natürlichen 
Zustand typisch sind. 

Gleichzeitig ist die Frage des Um-
gangs mit den Themen Hochwasser-
schutz / natürliche Retention / Präven-
tion neu zu stellen. Es gilt Lösungen zu 
finden, die den Bedürfnissen der Men-

schen vor Ort gerecht werden und na-
tionalen sowie EU-weiten rechtlichen 
Vorgaben wie beispielsweise der EU-
Wasserrahmenrichtlinie entsprechen.

Vor diesem Hintergrund wurde 
die Universität für Bodenkultur2 im 
Herbst 2003 von der NÖ Landesakade-
mie in enger Zusammenarbeit mit dem 
Amt der NÖ Landesregierung, Gruppe 
Wasser, beauftragt, bis Ende 2006 ein 
integratives Gesamtkonzept mit dem 
Ziel der „Nachhaltigen Entwicklung 
der Kamptal-Flusslandschaft“ zu erar-
beitet. Die Gewährleistung der Sicher-
heit der Bevölkerung einschließlich 



ihres Lebens- und Wirtschaftsraumes 
bei zukünftigen Hochwasserereig-
nissen sowie unter Berücksichtigung 
der ökologischen Funktionsfähigkeit 
steht dabei im Mittelpunkt. Zentra-
le Aufgabe des Projektes ist dabei die 
Erarbeitung eines so genannten über-
geordneten Managementplans, der 
wiederum Grundlage für eine detail-
lierte Planung im ausgewählten Ge-
meindegebiet Gars am Kamp ist. Die 
Arbeiten erfolgen interdisziplinär, un-
ter Einbindung der Bevölkerung so-
wie in Zusammenarbeit mit den Zivil-
ingenieuren vor Ort.

Ziel des gegenständlichen Arti-
kels ist es nun, Projektstruktur und 
Projektabläufe der Studie abzubilden 
sowie die wichtigsten methodischen 
Herangehensweisen, welche zur An-
wendung kamen, darzustellen. Fach-
ergebnisse sind nur beispielhaft an-
geführt; ausgewählte Resultate finden 
sich jedoch in den anschließenden Ar-
tikeln (siehe vorliegendes Heft).

Der Kamp entspringt südöstlich von 
Karlstift in 920 m Seehöhe und mün-
det bei einer Seehöhe von 180 m in das 
Krems-Kamp-Ableitungsgerinne. Das 
Einzugsgebiet das Kamp nimmt 1753 
km2 ein und ist somit das größte im 
Waldviertel. Die wichtigsten Zubrin-
ger sind der Kleine Kamp, die Zwettl, 
der Purzelkamp und die Taffa. 

Die natürliche Abflusscharakteris-
tik ist durch hohe Abflüsse im Frühjahr 
(März, April) sowie geringe Abflüsse 
im Spätherbst (Oktober, November) 
gekennzeichnet. Flussab Wegscheid 
ist diese durch die Bewirtschaftung 
der drei Speicherkraftwerke zwischen 
Zwettl und Wegscheid (KW Otten-
stein, KW Krumau und KW Weg-
scheid) verändert. Darüber hinaus 
wird der Kamp durch eine Vielzahl 
von Kleinwasserkraftwerken energie-
wirtschaftlich genutzt. Bei Kammern 
wird schlussendlich der Mühlkamp 
ausgeleitet, der nach circa 21 km in 
das Kamp-Krems-Ableitungsgerinne 
einmündet. 

Das Projektgebiet umfasst auf 
oberster räumlicher Ebene das Kamp-
Einzugsgebiet. Zentraler Planungs-
raum ist das mittlere und südliche 
Kamptal zwischen Zwettl und Lan-
genlois, eine detaillierte Bearbeitung 
ist für eine ausgewählte Gemeinde (Pi-
lotgemeinde) vorgesehen (vgl. Abb. 1).

Neben einer integrativen, akkordierten 
Vorgangsweise sowie der Einbezie-

hung des innovativen Leitgedankens 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie im 
Sinne des Flussgebietsmanagements 
stellen die im Folgenden beschrie-

benen Planungsphilosophien wichtige 
methodische Eckpunkte im Projekt 
dar. 

01 Projektkoordination
02 GIS
03 Öffentlichkeitsarbeit
04 Sofortmaßnahmen (Integration, Abstimmung)
05 Abflussverhalten
06 Vegetationseinfluss, Schwemm- und Totholz
07 Verkehrsinfrastruktur
08 Bauwerkssicherheit
09 Wasserbau und Energiewirtschaft
10 Feststoffhaushalt und Flussmorphologie
11 Grundwasser
12 Siedlungswasserbau
13 Katastropheneinsatzkräfte
14 Schadensermittlung, Finanzierung und ökonomische Relevanz von Hochwässern
15 Ökologie
15.1 Fischfauna
15.2 Makrozoobenthos, Phytobenthos
15.3 Vegetations- und Gewässerstrukturen/Nutzungstypen
15.4 Naturschutzfachliche Grundlagen
16 Raumplanung
17 Land-/Forstwirtschaft
18 Tourismus und Freizeitnutzung
19 Flussgebietsmanagement
20 Partizipation/Bürgerbeteiligung
21 Empfehlung und methodischer Leitfaden zur Planung unter Berücksichtigung der 

Vorgaben der EU-WRRL sowie der Projektserfahrungen



Flusslandschaften wie jene des Kamp-
tales umfassen unterschiedlichste 
Ökosysteme mit ihren Lebensgemein-
schaften und Lebensräumen sowie 
vom Menschen geschaffene Struktu-
ren. Eine umfassende Bearbeitung er-
fordert daher ein interdisziplinäres Be-
arbeitungsteam, welches fachübergrei-
fend ein möglichst breites Spektrum 
an Fachkompetenzen beinhaltet. 

Aus diesem Grund arbeiteten im 
Projekt die Fachdisziplinen Land-
schaftsplanung, Biologie, Ökologie, 
Kulturtechnik, Soziologie, Raumpla-
nung, Landwirtschaft, Forstwirtschaft 
und Ökonomie im Rahmen der in Ta-
belle 1 dargestellten Arbeitspakete eng 
zusammen.

Dieser in seiner fachlichen Viel-
falt und Breite neue Ansatz machte –  
insbesondere jeweils zu Beginn der 
einzelnen Arbeitsphasen – intensive 
Abstimmungen zwischen den Diszi-
plinen notwendig, welche vorrangig 
anhand von Workshops sowie Ar-
beitsbesprechungen stattfanden (vgl. 
auch Kap. 3.2). 

3
Vor allem das Ziel, die Vielzahl der in 
einer Flusslandschaft wie dem Kamp 
relevanten Fachgebiete und Nutzerin-
teressen abzubilden, erforderte – neben 
der bereits oben angeführten interdis-

ziplinären Herangehensweise – von 
Beginn an die intensive Einbeziehung 
von Verwaltung und Praxis. Insbeson-
dere die befassten Fachabteilungen der 
NÖ Landesregierung, die vor Ort täti-
gen Zivilingenieurbüros sowie Akteure 
aus dem Kamptal stellten wichtige 
Partner dar. Vor diesem Hintergrund 
wurde auf organisatorischer Ebene ge-
meinsam mit den AuftraggeberInnen 
eine Projektstruktur festgelegt, wel-
che neben einer „Steuerungsgruppe“ 
bestehend aus AuftraggeberIn sowie 
AuftragnehmerIn (Projektleitung) 
ein so genanntes erweitertes Projekt-
team beinhaltet (vgl. Abb. 2). Dieses 
erweiterte Projektteam setzt sich aus 
VertreterInnen der befassten Fachab-
teilungen, der Zivilingenieurbüros vor 
Ort4, Gemeinden etc. zusammen und 
dient der fachlichen Beratung des Pro-
jektteams v. a. in Bezug auf Arbeiten 
in den Arbeitspaketen sowie Projekt-
präsentationen. Steuerungsgruppen-
sitzungen wurden kontinuierlich in 
einem Intervall von ca. drei Mona-
ten durchgeführt, Besprechungen im 
Rahmen des erweiterten Projektteams 
erfolgten anlassbezogen.

Neben der Projektorganisation 
besteht auch auf fachlicher Ebene ein 
starker transdisziplinärer Ansatz. So 
wurde seitens Projektteam und Auf-
traggeberIn großer Wert darauf ge-
legt, dass an den zu Beginn der jewei-
ligen Arbeitsphasen durchgeführten 

Workshops auch die befassten Fach-
abteilungen der NÖ Landesregierung 
vertreten waren. Dadurch war es mög-
lich, methodische, inhaltliche, aber 
auch terminliche Fragen rechtzeitig 
zu klären und eine akkordierte Vorge-
hensweise festzulegen. 

Darüber hinaus wurden die be-
fassten Fachabteilungen stark in die 
inhaltlichen Bearbeitungen mit ein-
bezogen. So standen die Arbeitspa-
ketbearbeiterInnen vor allem bei der 
Erarbeitung der sektoralen Leitbilder 
in einem intensiven Fachdialog mit 
den jeweils Zuständigen seitens des 
Landes. 

In modernen Planungsprozessen wird 
der Bürgerbeteiligung wesentlicher 
Raum gegeben. Hintergrund dafür ist 
das Wissen, dass lokale Probleme unter 
Einbeziehung der Betroffenen vor Ort 
besser zu identifizieren und zu lösen 
sind. Darüber hinaus fördert Bürger-
beteiligung die Akzeptanz für erfor-
derliche, eventuell auch „unpopuläre“ 
Maßnahmen und stellt somit eine 
zentrale Rolle im Rahmen einer nach-
haltigen Gestaltung des Lebens- und 
Wirtschaftsraumes dar (vgl. PARTL 
et al., 2005; Aarhus-Konvention, 1999). 
Auch die EU-Wasserrahmenrichtlinie 
greift diese Planungsphilosophie auf 
und fordert, dass die Öffentlichkeit in 
die Planungen einzubeziehen ist (EU, 
2002). Als Grundvoraussetzung wird 
dabei die ausreichende Information 
der Bevölkerung gesehen, welche im 
Projekt vorrangig in Form von Infor-
mationsveranstaltungen (Abb. 3) so-
wie einer Projekt-Website stattfindet. 
Der Schwerpunkt der „Bürgerbeteili-
gung Kamptal“ liegt jedoch auf einer 



aktiven Einbindung der Bevölkerung. 
So wurde – neben den fachlichen Leit-
bildern (siehe Kap. 5.2) – von Kampta-
lerinnen und Kamptalern ein zweistu-
figes BürgerInnen-Leitbild entwickelt, 
welches auf regionaler Ebene überge-
ordnete Zielvorstellungen festhält und 
diese auf Gemeinde(gruppen)ebene 
detailliert ausarbeitet (vgl. MUHAR 
et al. in vorliegendem Heft). 

Die Hochwässer zeigten, dass eine 
isolierte Betrachtung von einzelnen 
Gewässerabschnitten aus Hochwas-
serschutzsicht nicht zielführend ist. 
Insbesondere Kompetenzgrenzen und 
diverse Fachzuständigkeiten erschwe-
ren eine nachhaltige Planung und 
Umsetzung von Maßnahmen, aber 
auch die Ereignisprävention. Darü-
ber hinaus sind Entwicklungen im 
gesamten Einzugsgebiet oder in län-
geren Streckenabschnitten im Gange, 
die Randbedingungen für die lokale 
Entwicklung z. B. einer Gemeinde er-
geben. Umgekehrt können sich lokale 
Maßnahmen im Sinne der Summen-
wirkung auf zumindest den Unterlie-
ger auswirken. Ein wesentliches Prin-
zip im Rahmen des Projektes ist daher 
die skalenorientierte Betrachtung des 
Untersuchungsgebietes.

Vor diesem Hintergrund werden 
im Rahmen des Projektes drei Skalen-
ebenen betrachtet: [1] das gesamte 
Kamp-Einzugsgebiet, [2] der zentrale 
Planungsraum zwischen Zwettl und 
Langenlois sowie [3] die Pilotgemeinde 
(Abb. 1).

Der Detaillierungsgrad der Bear-
beitung ist dabei unterschiedlich. Im 
Einzugsgebiet liegt der Fokus auf ei-
ner überblicksmäßigen Betrachtung 
der für den zentralen Planungsraum 
und die Pilotgemeinde relevanten 
Bereiche (beispielsweise Fragen be-
züglich ökologischer Durchgängig-
keit, welche bis zur Mündung in das 
Kamp-Krems-Ableitungsgerinne bzw. 
bis zur Donau betrachtet werden muss 
oder bezüglich Hochwasserprävention 
im Einzugsgebiet). Im zentralen Pla-
nungsraum werden die zu beantwor-
tenden Fragen detailliert bearbeitet, in 
der Pilotgemeinde Gars am Kamp soll 
schlussendlich der für den zentralen 
Planungsraum erarbeitete übergeord-
nete Managementplan (siehe Kap. 5.4) 
beispielhaft konkretisiert werden.

Der Begriff „Leitbild“ kommt ur-
sprünglich aus der Raumplanung 
und meint ein grobes Bild einer an-
gestrebten Zukunft, welches das Han-
deln auf dieses Ziel hin koordiniert. 
Seit etwa 1990 werden Leitbilder für 
räumliche Planung und Politik (Leit-
bild von Ländern, Regionen, Städten) 
vermehrt erarbeitet (vgl. KANATSCH-
NIG et al., 1999). 

Die Entwicklung von Leitbildern 
ist auch bei gewässerbezogenen Be-
wertungen und Planungen seit ge-
raumer Zeit ein selbstverständlicher 
Bestandteil. Allerdings waren lange 
Zeit die Leitbilder auf ökologische und 
in weiterer Folge auf wasserwirtschaft-
liche Themen ausgerichtet. Verstärkte 
Bemühungen um einen integrativen 
Planungsprozess haben dazu geführt, 
dass immer öfter auch wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Themen Gegen-
stand der Leitbild- bzw. Zielformulie-
rung werden (vgl. EGGER et al., 2003). 
Dieser Philosophie folgt – auch vor 
dem Hintergrund der EU-Wasserrah-
menrichtlinie – das gegenständliche 
Projekt.

Flusslandschaftsplanung im Sinne 
einer zukunftsverträglichen Ent-
wicklung einer Flusslandschaft ist 
dem Prinzip der Nachhaltigkeit ver-
pflichtet. Dieses Prinzip fordert die 
gleichwertige Berücksichtigung öko-
logischer, gesellschaftlicher und öko-
nomischer Aspekte und gewährleistet 
so die „Sicherung der Lebensqualität 
auf möglichst hohem Niveau“ (KA-
NATSCHNIG et al., 1999). 

Nationale sowie EU-weite Bestim-
mungen bilden den gesetzlichen Rah-
men für den übergeordneten Manage-
mentplan zur „Nachhaltige Entwick-
lung der Kamptal-Flusslandschaft“. 
Im Folgenden sind die Wesentlichsten 
exemplarisch dargestellt.

Mit der vorliegenden Fassung der 
RIWA-T 20065 (Technische Richt-
linien für die Bundeswasserbauver-
waltung) werden die Vorgaben der 
EU-Wasserrahmenrichtlinie und der 
Wasserrechtsgesetzesnovelle 2003 er-
füllt und die Schutzwasserwirtschaft 
im Sinne eines integralen Hochwas-
serschutzmanagements ausgerichtet. 
Es werden folgende wasserwirtschaft-

liche Zielsetzungen definiert, die für 
das gegenständliche Projekt relevant 
sind: 
• Schutz des Menschen und seines 

Wirtschaftsraumes, wobei schüt-
zenswert sind: Bauten im gewid-
meten Bau- und Betriebsgebiet, 
Infrastrukturanlagen, sonstige 
Anlagen auf dafür gewidmetem 
Gebiet sowie erhaltenswerte Ein-
zelbauten.

• Schutz des Gewässers: Das Ge-
wässer ist zu schützen durch (1) 
Berücksichtigung der Umweltziele 
entsprechend der §§ 30, 30a, 30d 
Wasserrechtsgesetz 1959, (2) Frei-
haltung, Sicherung und Schaffung 
von Abfluss- und Retentionsräu-
men sowie (3) Erhaltung und Siche-
rung des Gewässerlebensraumes.

Das Wasserrechtsgesetz, WRG 1959 
Novelle 2003, bildet für die Umset-
zung der genannten Zielsetzungen 
den gesetzlichen Rahmen. In § 30 
Abs. 2 heißt es beispielsweise, dass die 
Umweltziele für Oberflächengewässer 
(lt. § 30 Abs. 1) zu einer Minderung 
der Auswirkungen von Dürren und 
Überschwemmungen, insbesondere 
durch Freihaltung der Überflutungs-
flächen beitragen sollen. Allerdings 
finden sich für diese programmatische 
Aussage, die einen wesentlichen As-
pekt der laufenden Zusammenarbeit 
zwischen Raumordnung und Hoch-
wasserschutz anspricht, keine konkre-
tisierten Bestimmungen zur Umset-
zung (PLESCHKO, 2004).

Das Wasserbautenförderungsge-
setz, WBFG 1985, Novelle 2003 wie-
derum regelt die Gewährung von 
Bundesmitteln für schutzwasserwirt-
schaftliche Maßnahmen. Darunter 
fallen neben Schutz-, Instandhaltungs- 
und Regulierungsmaßnahmen, Hoch-
wasserrückhalteanlagen etc. auch 
Vorsorge- und Ersatzmaßnahmen wie 
z. B. Maßnahmen des passiven Hoch-
wasserschutzes. 

Weitreichende Widmungsverbote 
gelten seit der 8. Novelle des Nieder-
österreichischen Raumordnungsge-
setzes (NÖ ROG 1976) gemäß § 15 
Abs. 3 Z 1–5 NÖ ROG, wonach un-
ter anderem Flächen, die auf Grund 
der Gegebenheiten ihres Standortes 
zur Bebauung ungeeignet sind, nicht 
als Bauland gewidmet werden dür-
fen. Darunter fallen Flächen, die bei 
100-jährlichen Hochwässern überflu-
tet werden, und Flächen, die rutsch-, 
bruch-, steinschlag-, wildbach- oder 
lawinengefährdet sind. In einer Aus-



nahmebestimmung (§ 15 Abs. 4 NÖ 
ROG) werden Flächen für standort-
gebundene Bauten und Flächen inner-
halb eines geschlossenen Ortsgebietes 
von dem oben genannten Widmungs-
verbot ausgenommen. Im Bereich 
der Widmung „Grünland“ ist bei der 
Festlegung von Widmungsarten zu 
berücksichtigen, dass bei „heiklen“ 
Grünland(sonder)widmungen in Ge-
fährdungsbereichen in der Regel ein 
entsprechendes Gutachten im Rah-
men der Grundlagenforschung vorzu-
legen ist. 

Des weiteren besteht im Bereich 
der Widmung „Grünland“ die Mög-
lichkeit, im Flächenwidmungsplan 
„Freihalteflächen“ vorzusehen, das 
sind Flächen, die aufgrund öffentlicher 
Interessen (Hochwasserschutz, beson-
ders landschaftsbildprägende Frei-
räume etc.) von jeglicher Bebauung 
freizuhalten sind (§ 19 Abs. 2 Z 18 
NÖROG). 

Neben diesen exemplarisch ange-
führten nationalen Rechtsbestimmun-
gen trifft auf EU-Ebene die EU-Was-
serrahmenrichtlinie gewässerpoliti-
sche Aussagen, indem z. B. in Artikel 1 
unter anderem folgende Ziele festge-
schrieben sind: [1] die Vermeidung ei-
ner weiteren Verschlechterung sowie 
Schutz und Verbesserung des Zustands 
der aquatischen Ökosysteme und der 
direkt von ihnen abhängenden Landö-
kosysteme und Feuchtgebiete im Hin-
blick auf deren Wasserhaushalt sowie 
[2] die Förderung einer nachhaltigen 
Wassernutzung auf der Grundlage 
eines langfristigen Schutzes der vor-
handenen Ressourcen. Die Vorgaben 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie wur-
den in der im Dezember 2003 in Kraft 
getretenen Novelle zum Wasserrechts-
gesetz 1959 in österreichisches Recht 
umgesetzt.

Weitere Umweltziele, welche im 
Untersuchungsraum Relevanz haben, 
finden sich in der EU-Richtlinie zur 
Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen vom 21. Mai 1992 (FFH-
Richtlinie) sowie in der Richtlinie 
über die Erhaltung wildlebender Vo-
gelarten vom 2. April 1979 (VS-Richt-
linie), welche die Basis für das Natura 
2000 Schutzgebietssystem darstellen. 
Wesentlichste Schutzbestimmungen 
daraus sind [1] die Wahrung bzw. 
Wiederherstellung des günstigen Er-
haltungszustandes der ausgewiesenen 
Schutzgüter, [2] ein Verschlechte-
rungsverbot für die im Schutzgebiet 
vorhandenen Habitate und Arten 
sowie [3] eine Naturverträglichkeits-
prüfung. In Niederösterreich wurde 
die FFH-Richtlinie im Niederöster-

reichischen Naturschutzgesetz (Nö 
NSchG 2000) durch die §§ 9 und 10 
umgesetzt. Die Bestimmungen zu den 
im Untersuchungsgebiet relevanten 
Schutzgebieten Landschaftsschutzge-
biet, Naturpark und Naturdenkmal 
sind für Niederösterreich ebenfalls im 
Niederösterreichischen Naturschutz-
gesetz geregelt. 

Die Studie „Nachhaltige Entwicklung 
der Kamptal-Flusslandschaft“ folgt 
– auch vor dem Hintergrund der EU-
Wasserrahmenrichtlinie – folgenden 

bewährten Planungsschritten (vgl. 
JUNGWIRTH et al., 2003): [Phase 1] 
Untersuchung und Analyse der aktu-
ellen Situation sowie der Stärken und 
Schwächen – Erarbeiten fachlicher 
Grundlagen, [Phase 2 und 3] Erarbei-
ten von Leitbildern / Zielen / Wünschen 
als Bezugs- und Wertmaßstab für den 
Evaluierungs- und Planungsprozess 
sowie [Phase 4] Erarbeiten und Eva-
luieren eines Maßnahmenkonzeptes 
(„übergeordneter Managementplan“). 
Als abschließender Planungsschritt 
wird der übergeordnete Management-
plan beispielhaft in einer Pilotgemein-
de [Phase 5] detailliert (Abb. 4). 



Als Basis für alle Arbeitsschritte wur-
de der Istbestandsanalyse wesent-
licher Raum gegeben. Sie umfasste die 
Bestandsaufnahme [1] physikalischer 
und biologischer Komponenten (Hy-
drologie, Hydraulik, Feststoffhaus-
halt, aquatische und terrestrische Zö-
nosen und deren Lebensräume, etc.), 
[2] anthropogener Nutzungen von 
Fluss und Umland (Wasserwirtschaft, 
Land- und Forstwirtschaft, Fische-
rei, Siedlung/Gewerbe/Infrastruktur, 
Energiewirtschaft, etc.) sowie [3] be-
stehender rechtlicher Rahmenbedin-
gungen, Richtlinien und Programme 
etc. und nahm insgesamt fast zwei 
Jahre in Anspruch. 

Je nach Fachbereich wurden dabei 
unterschiedliche Methoden angewen-
det wie beispielsweise Beprobungen 
(z. B. in Form von Befischungen 
(Abb. 5), Geschiebeentnahmen), 
flächendeckende Kartierungen (z. B. 
Landnutzung, Flussmorphologie), 
Modellierungen (Habitatmodellie-

rung, physikalische Modellierung im 
Wasserbaulabor), Befragungen/Work-
shops (BürgerInnenbeteiligung, vgl. 
MUHAR et al. in vorliegendem Heft) 
oder Literatur-/Internetrecherchen. 
Einzelne Arbeitspakete führten keine 
eigenen Erhebungen durch, sondern 
fußen auf bestehenden Grundlagen-
daten (z. B. Makrozoobenthos & Phy-
tobenthos sowie naturschutzfachliche 
Grundlagen). Als Ergebnis dieser Pha-
se liegt eine umfassende Istbestands-
analyse der relevanten Themen im 
Untersuchungsraum vor. 

Aufbauend auf den Istbestandsana-
lysen sowie als zentrale Basis für 
die weiterführenden Bearbeitungen 
wurden für die Fachbereiche Ab-
flussverhalten, Vegetationseinfluss, 
Schwemm- und Totholz, Wasserbau 
und Energiewirtschaft, Feststoffhaus-
halt und Flussmorphologie, Grund-
wasser, Siedlungswasserbau, Ökolo-

gie (Fischfauna; Makrozoobenthos & 
Phytobenthos; Auenvegetations- und 
Gewässerstrukturen), Raumplanung, 
Land-/Forstwirtschaft sowie Touris-
mus und Freizeitnutzung sektorale 
Leitbilder erarbeitet. Parallel zu den 
Fachbearbeitungen formulierten in-
teressierte KamptalerInnen ein Bür-
gerInnen-Leitbild (vgl. MUHAR et al. 
in vorliegendem Heft).

Um die Methodik der Leitbildde-
finition festzulegen, wurde im Herbst 
2005 ein Workshop abgehalten, in wel-
chem von der Projektleitung gemein-
sam mit den FachbearbeiterInnen 
sowie Vertretern der befassten Fach-
abteilungen der NÖ Landesregierung 
folgende Leitbildstruktur festgelegt 
wurde: [1] Charakterisierung des Leit-
bildes, [2] Evaluierung des Istzustan-
des / Darstellung der Wertigkeiten 
und Defizite sowie [3] Ableiten von 
Handlungsschwerpunkten. Die Cha-
rakterisierung des Leitbildes erfolgte 
dabei – mit Ausnahme der im Projekt 
bearbeiteten Qualitätskomponen-
ten der EU- Wasserrahmenrichtlinie 
(Fischfauna, Makrozoobenthos, Phy-
tobenthos) – im Sinne eines „operatio-
nalen Zielzustandes“. Für Fische, Ma-
krozoobenthos sowie Phytobenthos 
wurde entsprechend der Vorgaben der 
EU-Wasserrahmenrichtlinie der sehr 
gute ökologische Zustand / das sehr 
gute ökologische Potenzial nach den 
nationalen methodischen Vorgaben 
(HAUNSCHMID et al., 2004, KOL-
LER-KREIMEL und JÄGER, 2001) 
definiert. 

Die Bearbeitung erfolgte je nach 
Skalenebene in unterschiedlicher De-
tailschärfe. So wurden auf Einzugs-
gebietsebene die Zielzustände verbal 
beschrieben (Zielmaßstab 1 : 25 000 
bis 1 : 50 000), wobei der Fokus auf 
jenen Zielen lag, welche für den zent-
ralen Planungsraum relevant sind. 



Demgegenüber wurden im zentralen 
Planungsraum die Zielzustände de-
tailliert im Maßstab 1 : 5000/1 : 10 000 
räumlich zugeordnet, nicht verortbare 
Ziele wurden jedoch auch hier be-
schreibend dargestellt.

Das Zusammenführen der sektoralen 
Einzelziele/Leitbilder zu einem integ-
rativen Leitbild (vgl. Abb. 6) als Basis 
für den übergeordneten Management-
plan stellt das zentrale Thema dieser 
Phase dar. Hauptaugenmerk lag dabei 
auf einem intensiven Dialog zwischen 
den Fachdisziplinen, durch welchen 
die unterschiedlichen und zum Teil 
widersprüchlichen Ziele aus den sek-
toralen Leitbildern – circa 350 Hand-
lungsschwerpunkte aus 14 Arbeitspa-
keten – zu einem gemeinsamen Leit-
bild harmonisiert werden sollten.

Dazu wurden in einem ersten 
Schritt alle sektoral formulierten 
Handlungsschwerpunkte in Form 

einer Matrix einander gegenüberge-
stellt, womit Wechselwirkungen zwi-
schen den Handlungsschwerpunkten 
– potenzielle Konflikte, positive Ver-
stärkungen – sichtbar gemacht werden 
konnten. Handlungsschwerpunkte, 
welche in keiner Wechselwirkung 
zueinander stehen, wurden ebenfalls 
kenntlich gemacht. 

Abb. 7 zeigt, dass beispielsweise 
ein großes Konfliktpotenzial zwischen 
den Arbeitspaketen Abflussverhalten 
(AP5), Vegetations- und Totholzma-
nagement (AP6), Energiewirtschaft 
(AP9e) und Flussbau (AP9w) und je-
nen der Ökologie (15.1 Fischfauna, 
15.2 Makrozoobenthos & Phytoben-
thos, 15.3 Auenvegetation und Ge-
wässerstrukturen sowie 15.4 Natur-
schutzfachliche Grundlagen) besteht. 
Diese Konfliktpotenziale ergeben sich 
unter anderem aus den Handlungs-
schwerpunkten bezüglich Kontinu-
um und Restwasser sowie jenen eines 
wirtschaftlichen Kraftwerksbetriebes, 
aber auch aus Fragen des Hochwas-
serschutzes (Totholz-/Vegetations-

management versus Auwaldflächen, 
etc.). Auffallend ist auch, dass die 
Handlungsschwerpunkte aus AP20, 
Bürgerbeteiligung, mit mehr oder we-
niger allen Arbeitspaketen potenzielle 
Konflikte aufweisen. Dies lässt sich auf 
die Vielzahl an Themen und Bereichen 
zurückführen, die im BürgerInnen-
Leitbild angesprochen werden.

In weiterer Folge wurden die aus-
gewiesenen potenziellen Konflikte vor 
dem Hintergrund bestehender recht-
licher Rahmenbedingungen (z.  B. 
EU-Wasserrahmenrichtlinie, Wasser-
rechtsgesetz, NÖ Naturschutzgesetz) 
im interdisziplinären Dialog gelöst. Im 
gegenständlichen Arbeitsschritt nicht 
lösbare Konflikte wurden aufgezeigt 
und flossen in die nächste Arbeitspha-
se in Form von Lösungsszenarien ein.

Grundsätzlich wurden die Wech-
selwirkungen auf genereller, räumlich 
nicht verorteter Ebene dargelegt, um 
sämtliche potenziell möglichen Kon-
flikte und positiven Verstärkungen er-
fassen zu können. Die Lösungsansätze, 
welche im Sinne von Handlungsanlei-



tungen zur Lösung der potentiellen 
Konflikte formuliert wurden, bewe-
gen sich ebenfalls auf übergeordneter 
Ebene, nehmen jedoch bei Bedarf 
Bezug auf örtliche/abschnittsweise 
Gegebenheiten. Als Ergebnis des Har-
monisierungsprozesses liegt nun ein 
integratives Leitbild vor, welches ne-
ben den Handlungsschwerpunkten 
ohne Konfliktpotential Lösungsansät-
ze bzw. Lösungsszenarien für sämt-
liche potentielle Konflikte beinhaltet 
und damit die zentrale Basis für den 
übergeordneten Managementplan 
darstellt.

6
Für den übergeordneten Management-
plan wurde der zentrale Planungsraum 
auf Basis aktueller Nutzungen sowie 
naturräumlicher Gegebenheiten in 24 
möglichst homogene Abschnitte un-
terteilt und jedem Abschnitt die zuge-
hörigen Handlungsschwerpunkte zu-
geordnet. Dabei wurden in einem ers-
ten Schritt Handlungsschwerpunkte 
aus unterschiedlichen Arbeitspaketen 
mit jedoch ähnlicher/gleicher Ziel-
formulierung zu einem Handlungs-
schwerpunkt zusammengefasst und 
des weiteren die sich nun ergebenden 
„realen“ Konflikte auf Basis der oben 
angeführten Lösungsansätze gelöst. 
Die Handlungsschwerpunkte, welche 
in Form von Zielen ausgedrückt sind, 
wurden zu Maßnahmen(bündel) um-
formuliert und planlich dargestellt 
(Abb. 8). 

In der im Oktober 2006 startenden7, 
abschließenden Phase des Projektes 
wird der übergeordnete Management-
plan beispielhaft in der Gemeinde Gars 
am Kamp, welche als Pilotgemeinde 
ausgewählt wurde, konkretisiert. Die 
Auswahl dieser Gemeinde erfolgte 
dabei einerseits anhand fachlicher 
Kriterien – es sollten grundsätzlich 
möglichst viele der für das Kamptal 

relevanten Themen vertreten sein –, 
andererseits wurde auch das Interesse 
seitens der Gemeinde sowie der Bür-
gerInnen an einer aktiven Beteiligung 
herangezogen. Letzteres ist für das 
Gelingen dieser Phase wesentlich, da 
die Planungsarbeiten in enger Zusam-
menarbeit mit den örtlichen Akteuren 
stattfinden sollen. Der Planungspro-
zess in der Pilotgemeinde wird für die 
übrigen Gemeinden im zentralen Pla-
nungsraum möglichst offen und nach-
vollziehbar gestaltet werden, um Me-
thoden, Herangehensweise und Erfah-
rungen aus diesem Prozess für weitere 
Detailplanungen bereits im Vorfeld 
zur Verfügung stellen zu können. 

Die Extremhochwässer 2002, die auch 
das Kamptal stark getroffen haben, 
machten deutlich, dass das Leben und 
Wirtschaften in Flusstälern zukünftig 
vor neue Herausforderungen gestellt 
wird. Vor allem eine integrative, ge-
samtheitliche und über die lokale Ebe-
ne hinausgehende Betrachtung, welche 
auch die Bedürfnisse der Bevölkerung 
inkludiert, stellt dabei einen wichtigen 
Anknüpfungspunkt dar. Die vom Land 
Niederösterreich beauftragte Studie 
„Nachhaltige Entwicklung der Kamp-
tal-Flusslandschaft“ hat sich – auch 
vor dem Hintergrund der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie – diese methodische 
Herangehensweise zum Ziel gesetzt. 
Wesentlicher Erfolgsfaktor dabei war 
die interdisziplinäre Arbeit in einem 
Team, in dem alle betroffenen Fachbe-
reiche vertreten sind, gemeinsam mit 
Behörden, Interessengruppen und 
der Bevölkerung. Die Einbindung der 
Bevölkerung ging dabei weit über rei-
ne Information hinaus (vgl. MUHAR 
et al. in vorliegendem Heft). 

Ein weiterer wichtiger Schritt war 
die Erarbeitung eines integrativen 
Leitbildes auf Basis der Fachleitbilder 
sowie der formulierten Wünsche und 
Ziele der Bevölkerung. Dieses Bezugs-
system ermöglichte einerseits eine 
transparente Bewertung des Istzu-

standes; andererseits ist es essenzielle 
Grundlage für eine nachvollziehbare 
Maßnahmenentwicklung. Dabei flos-
sen auch jene Planungsgrundlagen 
(v. a. Hochwasserschutzmaßnahmen, 
Gefahrenzonen- und Alarmpläne) ein, 
die vom Amt der NÖ Landesregierung 
beauftragt wurden. 

Insgesamt wurde mit der beschrie-
benen Arbeitsweise der innovative 
„Leitgedanke“ der EU-Wasserrah-
menrichtlinie eines Flussgebietsma-
nagements aufgegriffen und umge-
setzt. Mit Abschluss des Projektes 
Ende 2006 sollen noch auf Basis der 
gesammelten Erfahrungen metho-
dische Empfehlungen für ähnlich ge-
lagerte Projekte erarbeitet werden. Ein 
EU-Vergleich von 16 Projekten und 
Studien mit Hintergrund EU-WRRL 
(HOFBAUER und PREIS, 2005) zeigte 
jedoch bereits, dass auch hier Inter-
disziplinarität, Transdisziplinarität, 
Skalenbetrachtungen sowie Partizipa-
tion als wesentliche Grundprinzipien 
erkannt wurden und zur Anwendung 
kommen. Das Kamp-Projekt kann da-
mit national aber auch EU-weit einen 
Beitrag zu den laufenden Diskussio-
nen in Bezug auf die Umsetzung der 
EU-WRRL und im Speziellen eines in-
tegrativen Flussgebietsmanagements 
liefern.




